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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 29.
Januar 2002 geÃ¤ndert. Die Klage wird in vollem Umfang abgewiesen. Die Beklagte
hat dem KlÃ¤ger auÃ�ergerichtliche Kosten des gesamten Rechts- streits nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§Â§ 44, 43 Sozialgesetzbuch VI (SGB VI) a.F.

Der 1955 geborene KlÃ¤ger hat von April 1970 bis September 1973 eine Lehre als
Kfz-Mechaniker mit erfolgreicher AbschlussprÃ¼fung absolviert und nach kurzen
TÃ¤tigkeiten als Verkaufsfahrer und VerkÃ¤ufer von November 1975 bis 31.
Dezember 1993 den erlernten Beruf in einer Kfz-Werkstatt der amerikanischen
StreitkrÃ¤fte ausgeÃ¼bt. Seitdem war der KlÃ¤ger nicht mehr
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt und zur Bestreitung seines Lebensunterhaltes
auf verschiedene Sozialleistungen angewiesen. Mit Bescheid vom 31. Mai 1995
wurde bei ihm ein Grad der Behinderung von 60 sowie das Merkzeichen "G"
anerkannt wegen einer chronisch-obstruktiven Lungenkrankheit und degenerativen
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WirbelsÃ¤ulenleiden mit wiederkehrenden Reizerscheinungen.

Wegen dieser Leiden absolvierte der KlÃ¤ger Ende 1995 ein von der Beklagten
gewÃ¤hrtes Heilverfahren, aus dem er mit der Empfehlung einer beruflichen
Neuorientierung in Richtung auf mittelschwere Arbeiten in wechselnder Haltung
unter konstanten sauberen Raumluftbedingungen entlassen wurde. Aufgrund seines
Antrages vom 21. August 1996 auf GewÃ¤hrung berufsfÃ¶rdernder MaÃ�nahmen
zur Rehabilitation bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger in Abstimmung mit der
Arbeitsverwaltung eine MaÃ�nahme zur "Teilfeldqualifizierung in den Bereichen
Lagerwesen/Bewachungs-gewerbe mit EDV-Ausbildung" vom 19. Januar 1998 bis
zum 15. Januar 1999, die von der Bosch Bildungs- und Beratungsgesellschaft mbH
durchgefÃ¼hrt wurde. Im Verlauf dieser MaÃ�nahme wandte sich der KlÃ¤ger an
die Beklagte und bat um die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r den Erwerb eines
OmnibuspersonenbefÃ¶rderungsscheines. Der BildungstrÃ¤ger befÃ¼rwortete dies
mit Schreiben vom 10. September 1998 und 13. Januar 1999 zur Verbesserung der
Vermittlungschancen des KlÃ¤gers, fÃ¼r den verschiedene berufliche Perspektiven
geprÃ¼ft und verworfen worden seien. Eine BÃ¼rotÃ¤tigkeit komme wegen
fehlender beruflicher Qualifikation nicht in Betracht. Eine Arbeitsaufnahme im
Bereich des Wach- und Sicherheitsgewerbes hÃ¤tten alle angesprochenen Betriebe
wegen der geringen kÃ¶rperlichen Belastbarkeit des KlÃ¤gers abgelehnt. Der
Versuch, ihn in einer Kfz-Werkstatt im Bereich der Lagerverwaltung oder
Reparaturannahme zu platzieren, sei wegen der wirtschaftlichen Situation der
Unternehmen und der mangelnden fachlichen Qualifikation des KlÃ¤gers ebenfalls
gescheitert. Ein Betriebspraktikum als Haushandwerker im Hotel Sorat habe der
KlÃ¤ger aus gesundheitlichen GrÃ¼nden abgebrochen. Eine EinsatzmÃ¶glichkeit
werde jedoch im Bereich der PersonenbefÃ¶rderung gesehen, wofÃ¼r jedoch der P-
Schein Voraussetzung sei. Unter dem 15. Januar 1999 bescheinigte der
BildungstrÃ¤ger dem KlÃ¤ger sodann die erfolgreiche Teilnahme an der genannten
TeilqualifizierungsmaÃ�nahme. Ab 16. Januar 1999 war der KlÃ¤ger arbeitslos
gemeldet. Daraufhin lehnte die Beklagte die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r den P-Schein
mit Bescheid vom 30. Juni 1999 ab, weil durch die erfolgreich durchgefÃ¼hrte
BildungsmaÃ�nahme â�� auch nach Auffassung der Arbeitsverwaltung â��
ausreichende Vermittlungschancen gegeben seien und Ã¼berdies Ã¤rztlicherseits
Bedenken gegen die AusÃ¼bung einer BusfahrertÃ¤tigkeit bestÃ¼nden.

Vom 19. Januar bis 16. Februar 2000 unterzog sich der KlÃ¤ger wegen seiner
Atemwegserkrankungen und RÃ¼ckenbeschwerden einem weiteren stationÃ¤ren
Heilverfahren, aus dem er ausweislich des Entlassungsberichtes vom 13. MÃ¤rz
2000 mit vollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte Arbeiten in wechselnder
Haltung ohne inhallative Schleimhautiritantien und infektfÃ¶rdernde klimatische
EinflÃ¼sse entlassen wurde. Gegen die vom KlÃ¤ger weiterhin angestrebte
Umschulung zum Busfahrer wurden keine Bedenken erhoben, da der Fahrersitz
rÃ¼ckengerecht ausgerÃ¼stet werden kÃ¶nne. Nachdem die Beklagte die vom
KlÃ¤ger danach erneut beantragte KostenÃ¼bernahme fÃ¼r den Erwerb des P-
Scheins mit Bescheid vom 7. August 2000 wiederum mit der BegrÃ¼ndung
abgelehnt hatte, dass die TÃ¤tigkeit als Busfahrer nach Auffassung ihres Ã�rztlichen
Dienstes nicht leidensgerecht sei, beantragte der KlÃ¤ger am 22. August 2000 die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung. Die Beklagte stellte in seinem

                             2 / 10



 

Versicherungsverlauf 359 Beitragsmonate fest, davon 55 in der Zeit vom 22. August
1995 bis zum 21. August 2000, und lieÃ� den KlÃ¤ger von der Ã�rztin fÃ¼r
Allgemein- und Sozialmedizin Dr. G untersuchen. Diese diagnostizierte beim KlÃ¤ger
in ihrem am 20. November 2000 abgeschlossenen Gutachten ein Asthma
bronchiale, ein Lumbalsyndrom bei degenerativen
LendenwirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen sowie Iliosacralgelenkalgie links und
Ã�bergewicht und hielt ihn fÃ¼r fÃ¤hig, leichte bis mittelschwere Arbeiten in allen
Haltungsarten ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen und Bewegen von Lasten sowie
GefÃ¤hrdung durch KÃ¤lte, NÃ¤sse und Atemreizstoffe vollschichtig zu verrichten.
Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom 4. Dezember
2000 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 29. Juni 2001 im
Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung ab, der KlÃ¤ger sei nicht berufs- oder
erwerbsunfÃ¤hig im Sinne der Â§ 43, 44 Sozialgesetzbuch â�� SGB â�� VI in der bis
zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung. Mit dem medizinisch festgestellten
LeistungsvermÃ¶gen sei er zwar nicht mehr in der Lage, seinen bisherigen Beruf als
Kfz-Mechaniker auszuÃ¼ben, kÃ¶nne aber zumutbar auf TÃ¤tigkeiten eines
Hausmeisters sowie eines Lagerverwalters oder einer Sicherheitsfachkraft
verwiesen werden, zumal er fÃ¼r die letztgenannten TÃ¤tigkeiten im Rahmen einer
BerufsfÃ¶rderungsmaÃ�nahme erfolgreich qualifiziert worden sei.

Mit der am 26. Juli 2001 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein Rentenbegehren
weiterverfolgt und geltend gemacht, dass er fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit als
Lagerverwalter nicht hinreichend qualifiziert sei, weil die Ausbildung im Bereich
Lagerwirtschaft nur vom 27. April bis 8. Mai 1998 gedauert habe. Die TÃ¤tigkeit sei
auch mit kÃ¶rperlichen Anforderungen verbunden, denen er nicht gewachsen sei.

Das Sozialgericht hat einen Befundbericht von dem behandelnden Facharzt fÃ¼r
Lungen- und Bronchialheilkunde Dr. S angefordert und von der Bosch Bildungs- und
Beratungsgesellschaft mbH eine Auskunft Ã¼ber Inhalt und Umfang der vom
KlÃ¤ger absolvierten Ausbildung hinsichtlich der Schwerpunktthemen
berufsbezogenes Marketing, Grundlagenausbildung EDV und Qualifizierung im
Bereich Lagerwesen/Bewachungsgewerbe eingeholt. Auf das Antwortschreiben vom
13. November 2001 nebst Auflistung der Unterrichtseinheiten sowie die
ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 15. Januar 2002 (Bl. 32 â�� 40, 47 GA) wird
verwiesen.

Mit Urteil vom 29. Januar 2002 hat das Sozialgericht die Beklagte unter Ã�nderung
der angefochtenen Bescheide verurteilt, dem KlÃ¤ger Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit seit dem 1. August 2000 zu gewÃ¤hren und die Klage im
Ã�brigen abgewiesen. In den EntscheidungsgrÃ¼nden, auf die wegen der
Einzelheiten Bezug genommen wird, hat das Gericht im Wesentlichen sinngemÃ¤Ã�
ausgefÃ¼hrt, die zulÃ¤ssige Klage sei teilweise begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger habe
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 43
SGB VI a.F. in der Fassung des Gesetzes vom 2. Mai 1996. Nach dem Gutachten der
RentenÃ¤rztin Dr. G vom 20. November 2000 sei der KlÃ¤ger nicht mehr in der
Lage, im erlernten Beruf des Kfz-Mechanikers zu arbeiten. Allein daraus ergebe sich
zwar noch nicht ein Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit. Es sei jedoch auch keine andere TÃ¤tigkeit erkennbar, auf die
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der KlÃ¤ger kÃ¶rperlich und sozial zumutbar verwiesen werden kÃ¶nne. Zwar sei
nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a.F. stets zumutbar eine TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die ein
Versicherter durch Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg ausgebildet
oder umgeschult worden sei, und bei formaler Betrachtungsweise habe der KlÃ¤ger
"erfolgreich" an der QualifizierungsmaÃ�nahme "Teil-qualifizierung im Bereich
Lagerwesen/Bewachungsgewerbe mit EDV-Ausbildung" teilgenommen. Gleichwohl
kÃ¶nne er weder auf die TÃ¤tigkeit eines Lagerverwalters noch auf die einer
Sicherheitsfachkraft verwiesen werden. Voraussetzung fÃ¼r die Verweisung eines
Facharbeiters im Sinne des Mehrstufenschemas auf eine andere als die erlernte
TÃ¤tigkeit sei nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG, dass es sich dabei um eine
TÃ¤tigkeit handele, die auch fÃ¼r einen Facharbeiter eine Einarbeitungszeit von
zumindest drei Monaten erfordere, um diese vollwertig verrichten zu kÃ¶nnen. Dies
gelte auch fÃ¼r TÃ¤tigkeiten im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 SGB VI a.F., fÃ¼r die
ein Versicherter durch Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg
ausgebildet oder umgeschult worden sei. Auch insoweit sei Voraussetzung, dass es
sich bei einer solchen Umschulung um eine MaÃ�nahme handele, die eine
Vermittlung von Kenntnissen oder Fertigkeiten nach einem bestimmten
Ausbildungsplan vorsehe und sich Ã¼ber einen Zeitraum von mindestens drei
Monaten erstrecke. Vorliegend habe die MaÃ�nahme insgesamt zwÃ¶lf Monate
angedauert. Aus dem vom MaÃ�nahmetrÃ¤ger zur VerfÃ¼gung gestellten
Ausbildungsplan gehe jedoch hervor, dass die Ausbildungsabschnitte
"Lagerverwaltung/Lagerwesen" sowie "Bewachung/Einlass- und PfÃ¶rtnerdienste"
jeweils lediglich 240 Unterrichtseinheiten umfasst hÃ¤tten, d.h. sechs Wochen. Das
im Rahmen der MaÃ�nahme zur Verbesserung des Wissensstandes und der
FÃ¤higkeiten des Teilnehmers vorgesehene Praktikum habe im Falle des KlÃ¤gers
weder einen Bezug zur TÃ¤tigkeit eines Lagerverwalters noch zu der eines
Mitarbeiters im Sicherheits- oder PfÃ¶rtnerdienst gehabt, sondern eine TÃ¤tigkeit
als Haushandwerker im Hotel Sorat beinhaltet. Die dem Ausbildungsabschnitt
"Lagerverwaltung/Lagerwesen" zugerechnete EDV-Ausbildung habe nur 40
Unterrichtseinheiten entsprechend einer Woche umfasst, so dass die Ausbildung
fÃ¼r beide TÃ¤tigkeitsbereiche jeweils fÃ¼r sich genommen nicht einmal acht
Wochen gedauert habe. Dass die weiteren Ausbildungsabschnitte "Analyse der
persÃ¶nlichen Situation/Leistungsprofil", "AusprÃ¤gung des SelbstwertgefÃ¼hls",
"Die aktuelle Arbeitswelt â�� Grundaussagen" und "berufsbezogenes Marketing"
keine Fertigkeiten und FÃ¤higkeiten vermittelt hÃ¤tten, die einen konkreten Bezug
zum Inhalt der UmschulungstÃ¤tigkeiten hÃ¤tten, lÃ¤ge auf der Hand. Ebenso habe
es sich bei dem Ausbildungsabschnitt "Grundlagenausbildung EDV" nur allgemein
um die Vermittlung von Grundkenntnissen im Bereich der Textverarbeitung und
Tabellenkalkulation gehandelt, ohne dass konkrete Ausbildungsinhalte in Bezug auf
die TÃ¤tigkeiten eines Lagerverwalters oder Mitarbeiters im Sicherheitsdienst
vermittelt worden wÃ¤ren. Da die Beklagte im Ã�brigen in keiner Weise inhaltlich
dargelegt habe, dass und weshalb der KlÃ¤ger in der Lage sein solle, die im
Widerspruchsbescheid genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten vollwertig ausÃ¼ben zu
kÃ¶nnen, obwohl ihr insofern die Darlegungs- und objektive Beweislast obliege, sei
dem KlÃ¤ger die hilfsweise begehrte Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit im
tenorierten Umfang zuzusprechen, zumal selbst der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer des
MaÃ�nahmetrÃ¤gers bereits im Verwaltungsverfahren dargelegt habe, dass der
KlÃ¤ger weder von seinen Kenntnissen, noch von seinen gesundheitlichen
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VerhÃ¤ltnissen her in der Lage sei, die mit der UmschulungsmaÃ�nahme
angestrebten TÃ¤tigkeiten auszuÃ¼ben. Die Voraussetzungen fÃ¼r den vorrangig
geltend gemachten Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB VI a.F. erfÃ¼lle der KlÃ¤ger dagegen
nicht, weil er ausweislich des Rentengutachtens der Dr. G noch vollschichtig
kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten mit gewissen qualitativen EinschrÃ¤nkungen
verrichten kÃ¶nne, was das Sozialgericht dann noch nÃ¤her ausgefÃ¼hrt hat.

Gegen das ihr am 11. MÃ¤rz 2002 zugestellte Urteil richtet sich die am 5. April 2002
eingegangene Berufung der Beklagten. Sie rÃ¤umt im Hinblick auf die von ihr
eingeholte Stellungnahme der Bosch Bildungs- und Beratungsgesellschaft vom 27.
MÃ¤rz 2003 ein, dass der KlÃ¤ger wegen der jeweils hÃ¶chstens 8-wÃ¶chigen
Gesamtausbildungszeit auf TÃ¤tigkeiten eines Lagerverwalters oder einer
Sicherheitsfachkraft nicht verwiesen werden kÃ¶nne, ist im Ã�brigen aber der
Auffassung, dass das Sozialgericht der ihm obliegenden Amtsermittlungspflicht
nicht nachgekommen sei, weil es weder die im Widerspruchsbescheid genannte
TÃ¤tigkeit eines Hausmeisters noch sonstige VerweisungstÃ¤tigkeiten fÃ¼r den
KlÃ¤ger in ErwÃ¤gung gezogen habe. Es sei auch unzutreffend, dass der KlÃ¤ger
nur noch leichte TÃ¤tigkeiten verrichten kÃ¶nne, vielmehr liege nach dem
allgemeinÃ¤rztlichen Rentengutachten vom 20. November 2000 ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte bis mittelschwere Arbeiten vor. Damit
kÃ¶nne der KlÃ¤ger auch noch als Mitarbeiter im Kfz-Teiledienst, als Kfz-
Reparaturannehmer oder Kfz-Kundendienstberater tÃ¤tig sein, wie das SÃ¤chsische
Landessozialgericht in einem Ã¤hnlich gelagerten Fall mit Urteil vom 3. August 2000
â�� L 5 RJ 314/99 â�� entschieden habe.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 29. Januar 2002 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Es ergebe sich bereits aus dem
Heilverfahrensentlassungsbericht vom 13. MÃ¤rz 2000, dass er nur noch
kÃ¶rperlich leichte Arbeiten verrichten kÃ¶nne. Sein LeistungsvermÃ¶gen habe sich
seitdem nicht gebessert, so dass die Rentengutachterin Dr. G von einem zu
positiven LeistungsvermÃ¶gen ausgegangen sei. Dies habe auch sein behandelnder
Arzt Dr. S in seinem Befundbericht bestÃ¤tigt. Die von der Beklagten jetzt noch
eingefÃ¼hrten VerweisungstÃ¤tigkeiten kÃ¤men nicht in Betracht. Ein Hausmeister
mÃ¼sse auch mittelschwere Arbeiten verrichten, wohingegen sich wÃ¤hrend seines
Praktikums im Hotel Sorat herausgestellt habe, dass er der TÃ¤tigkeit eines
Haushandwerkers gesundheitlich nicht gewachsen sei. Im Rahmen der Kfz-
Reparaturannahme wÃ¼rden Ã¼blicherweise nur Meister eingestellt. FÃ¼r einen
Kundendienstberater fehlten ihm die notwendigen Kenntnisse und Erfahrungen im
Bereich der Elektronik. Die TÃ¤tigkeit im Kfz-Teiledienst komme fÃ¼r ihn ebenfalls
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nicht in Betracht, da hier auch schwere Teile gehoben und getragen werden
mÃ¼ssten.

Der Senat hat die dem von der Beklagten zitierten Urteil des SÃ¤chsischen
Landessozialgericht zugrunde liegenden berufskundlichen Unterlagen angefordert
und die vom LSG Berlin in dem einem Kfz-Mechaniker betreffenden Verfahren â�� L
17 RJ 25/00 â�� herangezogenen AuskÃ¼nfte des Verbandes der Metall- und
Elektroindustrie in Berlin und Brandenburg e.V. â�� VME â�� u.a. zur TÃ¤tigkeit
eines Arbeiters in Hochregallagern mit warenkundlichen Kenntnissen des Ã¼blichen
Metallsortiments in das hiesige Verfahren eingefÃ¼hrt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die von den Beteiligten
gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen sowie auf den sonstigen Akteninhalt
Bezug genommen. Die den KlÃ¤ger betreffenden VerwaltungsvorgÃ¤nge der
Beklagten (Rentenakte sowie 3 BÃ¤nde Reha-Akten) haben vorgelegen und sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet.

Das erstinstanzliche Urteil ist zu Ã¤ndern und die Klage in vollem Umfang
abzuweisen. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts ist der angefochtene
Bescheid der Beklagten vom 4. Dezember 2000 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 29. Juni 2001 auch insoweit nicht zu beanstanden, als
damit die GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit abgelehnt worden ist,
die allein noch streitig ist.

MaÃ�gebend fÃ¼r die im August 2000 beantragte Rente wegen Erwerbsminderung
sind gemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs. 2 SGB VI noch die Vorschriften dieses Gesetzes in der bis
zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung.

Nach Â§ 43 Abs. 1 SGB VI a.F. haben Versicherte bis zur Vollendung des 65.
Lebensjahres Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie

1. berufsunfÃ¤hig sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
BerufsunfÃ¤higkeit drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt ist.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt, bezogen auf den Zeitpunkt des Rentenantrages, zwar die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die von ihm begehrte
Erwerbsminderungsrente, wie die Beklagte anhand seines Versicherungsverlaufes
zutreffend festgestellt hat. Er ist jedoch nicht berufsunfÃ¤hig.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
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Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI a.F.).

Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung von BerufsunfÃ¤higkeit ist danach der "bisherige
Beruf" des KlÃ¤gers. Das ist seine â�� mit AbschlussprÃ¼fung nach mehr als
dreijÃ¤hriger Ausbildung â�� erlernte und zuletzt bis Ende 1993 ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als Kfz-Mechaniker. Diesen Beruf kann der KlÃ¤ger unstreitig nicht mehr
ausÃ¼ben, weil damit auch die BewÃ¤ltigung schwerer Lasten und eine
BeeintrÃ¤chtigung durch negative klimatische EinflÃ¼sse sowie Atemreizstoffe
verbunden sein kann, was bei ihm auszuschlieÃ�en ist. Dieser Umstand
begrÃ¼ndet jedoch keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Eine
solche steht einem Versicherten nÃ¤mlich erst dann zu, wenn es anstelle seines
bisherigen Berufes keine andere TÃ¤tigkeit mehr gibt, auf die er gesundheitlich und
sozial zumutbar verwiesen werden kann.

Die soziale Zumutbarkeit hÃ¤ngt von der Wertigkeit des bisherigen Berufes ab.
Zwischen den Beteiligten ist zu Recht nicht streitig, dass der KlÃ¤ger in dem vom
BSG entwickelten Mehr-Stufen-Schema als gelernter Kfz-Mechaniker in der
zweithÃ¶chsten von vier Gruppen einzustufen ist. Da er somit Berufsschutz als
Facharbeiter genieÃ�t, kann er, da er als Kfz-Mechaniker nicht mehr einsetzbar ist,
nur auf andere FacharbeitertÃ¤tigkeiten oder auf qualifizierte AnlerntÃ¤tigkeiten
verwiesen werden, die konkret zu benennen sind. Hinsichtlich der
VerweisungstÃ¤tigkeit ist zu berÃ¼cksichtigen, dass einerseits der Versicherte
aufgrund seiner Vorkenntnisse und FÃ¤higkeiten in der Lage sein muss, diese mit
einer maximalen Anlern- bzw. Einarbeitungszeit von drei Monaten vollwertig zu
verrichten, andererseits die TÃ¤tigkeit fÃ¼r jemanden ohne Vorbildung aber eine
betriebliche Ausbildung von mehr als drei Monaten erfordert. Eine TÃ¤tigkeit, die
jeder auch ohne Vorkenntnisse nach kurzer Einweisung und Einarbeitung von
hÃ¶chstens drei Monaten verrichten kann, kommt als Verweisungsberuf fÃ¼r einen
Facharbeiter nicht in Betracht, weil sie insoweit sozial nicht zumutbar ist (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG, vgl. z.B. Urteil vom 30. September 1987 â�� 5 b RJ 20/86
â�� SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 147).

Nach diesen GrundsÃ¤tzen kann der KlÃ¤ger nicht auf eine TÃ¤tigkeit als
Lagerverwalter oder Sicherheitsfachkraft verwiesen werden, fÃ¼r die er von der
Bosch Bildungs- und Beratungsgesellschaft mbH in einer einjÃ¤hrigen, von der
Beklagten mit LehrgangsgebÃ¼hren und Unterhaltsgeld gefÃ¶rderten MaÃ�nahme
qualifiziert worden sein soll. Zwar ist ein Versicherter gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 3
SGB VI a.F. grundsÃ¤tzlich stets auf eine TÃ¤tigkeit verweisbar, fÃ¼r die er durch
Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg ausgebildet oder umgeschult
worden ist. Die genannten Mindestanforderungen an eine fÃ¼r einen Facharbeiter
zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit gelten aber auch insoweit. Dem Sozialgericht ist
darin beizupflichten, dass die lediglich formal "erfolgreiche" einjÃ¤hrige
Teilqualifizierung des KlÃ¤gers bei der Bosch Bildungs- und Beratungsgesellschaft

                             7 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20b%20RJ%2020/86
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%201246%20Nr.%20147
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

nicht zu einer AnlerntÃ¤tigkeit hingefÃ¼hrt hat, auf deren berufliche AusÃ¼bung
der KlÃ¤ger als Facharbeiter im rentenrechtlichen Sinne verwiesen werden kÃ¶nnte.
Der MaÃ�nahmetrÃ¤ger hat mit Schreiben vom 27. MÃ¤rz 2003 gegenÃ¼ber der
Beklagten inzwischen selbst eingerÃ¤umt, dass die Gesamtausbildungszeit im Falle
des KlÃ¤gers in den Bereichen Lagerverwaltung und Bewachungsgewerbe jeweils
hÃ¶chstens acht Wochen betragen hat.

Bietet damit die vom KlÃ¤ger absolvierte BildungsmaÃ�nahme keinen
unmittelbaren AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r eine ihm zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeit, hÃ¤tte das Sozialgericht die Beklagte gleichwohl nicht ohne
weiteres zur GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit verurteilen
dÃ¼rfen. Die Beklagte rÃ¼gt insoweit zu Recht, dass die Kammer damit die ihr
obliegende Amtsermittlungspflicht vernachlÃ¤ssigt hat, denn angesichts des noch
nicht so fortgeschrittenen Alters des KlÃ¤gers, seiner guten fachlichen Ausbildung
und jahrzehntelangen Berufserfahrung sowie seines nur qualitativ
eingeschrÃ¤nkten LeistungsvermÃ¶gens hÃ¤tte sich das Sozialgericht gedrÃ¤ngt
fÃ¼hlen mÃ¼ssen, von sich aus BeschÃ¤ftigungsalternativen fÃ¼r ihn zu prÃ¼fen.

Die krankheitsbedingten LeistungseinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers sind nicht ganz
einheitlich beurteilt worden. Nach dem Rentengutachten der Allgemein- und
Sozialmedizinerin Dr. G vom November 2000 soll der KlÃ¤ger noch leichte bis
mittelschwere Arbeiten in allen Haltungsarten ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen und
Bewegen von Lasten sowie GefÃ¤hrdung durch KÃ¤lte, NÃ¤sse und Atemreizstoffe
vollschichtig verrichten kÃ¶nnen, was er jedoch fÃ¼r eine zu positive Beurteilung
hÃ¤lt. Der Senat neigt wie offenbar auch das Sozialgericht zugunsten des KlÃ¤gers
dazu, wegen seiner im Wesentlichen unstreitigen chronischen Leiden auf
orthopÃ¤dischem und internistischem Gebiet eine BeschrÃ¤nkung seines
LeistungsvermÃ¶gens auf leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen mit der
MÃ¶glichkeit zum Haltungswechsel anzunehmen, wovon nach immerhin
mehrwÃ¶chiger stationÃ¤rer Behandlung auch die Reha-Klinik in ihrem
Entlassungsbericht vom 13. MÃ¤rz 2000 und im Anschluss daran die PrÃ¼fÃ¤rztin
Dr. W in ihrer Stellungnahme vom 29. Mai 2000 ausgegangen sind, also wenige
Wochen vor dem hier streitigen Rentenantrag. Letztlich vermag dies dem
Rentenbegehren des KlÃ¤gers aber nicht zum Erfolg zu verhelfen, weil er auch mit
diesem weitergehend eingeschrÃ¤nkten LeistungsvermÃ¶gen nicht berufsunfÃ¤hig
im rentenrechtlichen Sinne ist.

Auf die von der Beklagten im Berufungsverfahren genannten TÃ¤tigkeiten, die an
den Ausbildungsberuf des KlÃ¤gers anknÃ¼pfen, kann er nach den hierzu vom
Senat angestellten Ermittlungen nicht verwiesen werden, weil er ihnen entweder
kÃ¶rperlich nicht gewachsen ist (Kfz-Teile-dienst) oder ihm das erforderliche
Fachwissen eines Meisters fehlt (Kfz-Reparaturannehmer und Kundendienstberater).

Eine TÃ¤tigkeit, die der KlÃ¤ger sowohl gesundheitlich als auch fachlich zu
bewÃ¤ltigen vermag, ist jedoch die eines Arbeiters im Hochregallager mit
warenkundlichen Kenntnissen des Ã¼blichen Metallsortiments. Dies ergibt sich aus
den berufskundlichen AuskÃ¼nften des VME in dem ganz Ã¤hnlich gelagerten
Verfahren â�� L 17 RJ 25/00 -, die der Senat in das vorliegende Verfahren
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eingefÃ¼hrt hat. Danach steuert ein Arbeiter im Hochregallager mittels Computer
und automatischer Regaltechnik die Ein- und Auslagerung von metallischen
Rohstoffen, Halbzeugen und Fertigerzeugnissen. Eine kÃ¶rperliche Anstrengung
erfolgt hierbei nicht, da ausschlieÃ�lich automatische Transporttechnik zur
Anwendung gelangt und ein Umpacken der GegenstÃ¤nde nicht erforderlich ist. Die
TÃ¤tigkeit wird Ã¼berwiegend im Sitzen ausgeÃ¼bt. Arbeiten in Zwangshaltungen
oder auf Leitern und GerÃ¼sten fallen nicht an. HÃ¤ufiges Arbeiten in hockender
Stellung oder hÃ¤ufiges BÃ¼cken ist mit dieser TÃ¤tigkeit nicht verbunden, so dass
sie insgesamt als leichte kÃ¶rperliche Arbeit anzusehen ist. Dieser
Arbeitsplatzbeschreibung entnimmt der Senat der Auskunft des VME vom 9.
Dezember 1998. Die genannte TÃ¤tigkeit ist dem KlÃ¤ger auch fachlich zumutbar,
da er die fÃ¼r diesen Beruf erforderlichen Kenntnisse innerhalb einer
Einarbeitungszeit von nicht mehr als drei Monaten erlernen kann. Nach der
Auskunft des VME, der fÃ¼r die TÃ¤tigkeit eines Arbeiters in Hochregallagern mit
warenkundlichen Kenntnissen des Ã¼blichen Metallsortiments als besonders
sachkundige Stelle anzusehen ist, kÃ¶nnen von einem gelernten Kfz-Mechaniker,
der â�� wie der KlÃ¤ger â�� diesen Beruf ca. 20 Jahre ausgeÃ¼bt hat, die fÃ¼r die
genannte VerweisungstÃ¤tigkeit erforderlichen Kenntnisse nach einer nur kurzen
Einarbeitungszeit erworben werden, was einleuchtet, weil er ebenfalls einschlÃ¤gige
Kenntnisse und Erfahrungen mitbringt. Eine nur kurze Einarbeitungszeit gilt auch in
Bezug auf die Tatsache, dass bei AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit Computer zu bedienen
sind, denn aus der Auskunft des VME vom 19. MÃ¤rz 2002 geht hervor, dass sich
aufgrund der EinfÃ¼hrung von anwenderfreundlicher Software die fÃ¼r diese
TÃ¤tigkeit erforderlichen Computerkenntnisse auch Personen, die Ã¼ber keinerlei
derartige Vorkenntnisse verfÃ¼gen, innerhalb von drei Monaten aneignen kÃ¶nnen.
In diesem zeitlichen Rahmen kann der KlÃ¤ger auch das erforderliche VerstÃ¤ndnis
fÃ¼r die Lagerorganisation gewinnen. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger eine
lÃ¤ngere als die Ã¼bliche Einarbeitungszeit im Vergleich zu Personen mit
vergleichbaren Vorkenntnissen benÃ¶tigt, liegen nicht vor, zumal er im Rahmen der
Teilqualifizierung bei der Bosch Bildungs- und Beratungsgesellschaft immerhin
Grundkenntnisse des Lagerwesens und der EDV erworben hat.

Die soziale Zumutbarkeit der TÃ¤tigkeit eines Hochregallagerarbeiters fÃ¼r einen
Facharbeiter folgt aus ihrer Einstufung in die Lohngruppe 4 oder 5 des
Tarifvertrages fÃ¼r die Berliner Metallindustrie. Darunter fallen TÃ¤tigkeiten, die
zumindest eine lÃ¤ngere Anlernausbildung voraussetzen. Des Weiteren handelt es
sich weder um sogenannte SchonarbeitsplÃ¤tze noch sind derartige ArbeitsplÃ¤tze
so selten, dass praktisch von einem verschlossenen Arbeitsmarkt ausgegangen
werden mÃ¼sste (vgl. Schreiben des VME vom 23. Oktober 2001).

Da der KlÃ¤ger noch vollschichtig leistungsfÃ¤hig ist und bei ihm nach den obigen
AusfÃ¼hrungen keine BerufsunfÃ¤higkeit vorliegt, besteht auch kein Anspruch auf
Rente wegen voller Erwerbsminderung bzw. teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§Â§ 43, 240 SGB VI in der seit dem 1. Januar 2001
geltenden Fassung.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.02.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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